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Zur Studie  

Ausgewertet wurden die erhaltenen Daten vom Projektteam des Instituts für Praktische 
Theologie der Katholisch-Theologischen Fakultät. Im Fokus der Studie stehen die Bereiche 
Arbeit, Beruf, Beziehung, Familie Religion und Politik.  

Ein Hauptergebnis dieser Studie: Die ÖsterreicherInnen sind mit den Zuständen in ihrem 
Land generell eher unzufrieden. Die Autoren selbst können das in dieser Weise nicht 
nachvollziehen, da sie diese Unzufriedenheit trotz hoher materieller Ausstattung, viel 
Wohlstand und einem soliden Sozialsystem wahrnehmen.  

Naturgemäß konnten nicht alle Ergebnisse Eingang in die hier vorliegende Analyse finden. 
Bei tieferem Interesse empfiehlt es sich, das Buch zu lesen.  

 

Arbeit & Gesellschaftliches Engagement  

Die wichtigsten Faktoren für Arbeit sind die Möglichkeit zur Selbstverwirklichung und zur 
Selbstversorgung, sowie die Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft. Auch ist es vielen 
ÖsterreicherInnen ein Anliegen, als fleißig angesehen zu werden. Doch die Zufriedenheit 
mit dem Arbeitsplatz nimmt ab. Dies liegt an der immer stärker um sich greifenden relativen 
Deprivation: Dem Unterschied zwischen Erwartetem und Erreichtem. Vor allem die 
Erwartungen an den Arbeitsplatz sind deutlich gestiegen, verbessert haben sich die 
Arbeitsbedingungen jedoch wenig bis gar nicht. Viele Menschen leiden unter prekären 
Arbeitsverhältnissen.  

Der Lebensbereich Arbeit hat an Bedeutung verloren. Dies lässt sich, so die AutorInnen, 
auf die Unzufriedenheit vieler Menschen in diesem Lebensbereich zurückführen. Auch die 
Abgrenzung von Arbeit und Freizeit wird schwieriger. Begriffe wie „Work-Life-Balance“ und 
„Flexicurity“ prägen den gegenwärtigen Diskurs.  

Die meistgenannten Anforderungen an den Arbeitsplatz stellen Sicherheit, gute Bezahlung 
und eine interessante Tätigkeit dar. Doch auch andere Faktoren sind den 
ÖsterreicherInnen wichtig wie nette KollegInnen sowie ein Beruf, der den eigenen 
Fähigkeiten entspricht und das Gefühl gibt, etwas zu leisten (siehe Tabelle auf 
nachfolgender Seite). 

Die Zugehörigkeit zu Organisationen hat im Jahresvergleich stark abgenommen. Zu den 
größten Verlierern zählen die kirchlichen Organisationen, gefolgt von Gewerkschaften, 
Sportvereinen und politischen Parteien. Ehrenamtliche Aktivitäten steigen mit dem 
politischen Interesse. Etwa 63% der politisch sehr Interessierten engagieren sich in einer 
Organisation, jedoch nur 26% der politisch nicht Interessierten. Zudem spielt die 
Einstellung zu Zuwanderung eine Rolle: Je eher man diese begrüßt, desto eher engagiert 
man sich ehrenamtlich.  

Der wichtigste Grund für Engagement ist Altruismus. Die Aussicht auf soziale oder 
politische Veränderungen oder religiöse Überzeugung ist den Befragten eher nicht wichtig. 
Hier verorten die AutorInnen vermutlich korrekt fehlende Umsetzungsmöglichkeiten; eine 
Antwort, die man auch häufig bei der Frage nach Politikverdrossenheit erhält.  
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An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die Studie mehrfach problematische 
Fragestellungen aufweist. So sollten die Befragten beispielsweise beantworten, inwiefern 
sie der Aussage „Menschen, die nicht arbeiten, werden faul“ zustimmen. Das Projektteam 
interpretiert das Ergebnis dahingehend, dass „Faul sein“ mit der „Abwesenheit von Arbeit“ 
identifiziert wird. Diese drastische Interpretation muss jedoch relativiert werden. Denn es 
wird wohl zumindest jedem Menschen, der/die selbst arbeitslos oder unbeschäftigt war, 
nachvollziehbar sein, dass ein Übermaß an Freizeit nur selten zu einer 
Produktivitätssteigerung führt. Die Betroffenen werden zumeist antriebslos. Es ist daher 
nicht verwunderlich, dass viele der befragten Personen dieser Aussage zugestimmt haben.  

 

Partnerschaft, Familie & Geschlechterverhältnisse  

Beziehungen dauern heutzutage kürzer, werden aber häufiger, stellt das Projektteam fest. 
Zudem verliert die Ehe immer mehr an Bedeutung; für etwa zwei Drittel spielt sie jedoch 
noch immer eine Rolle. In einer Beziehung ist den Befragten Treue besonders wichtig.  

Abbildung 1: Anforderungen an den Beruf 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 65 
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Doch auch gegenseitiger Respekt und Anerkennung, sowie gegenseitiges Verstehen und 
Toleranz sind von Bedeutung. Am wenigsten relevant scheint es für die ÖsterreicherInnen 
zu sein, ob der Partner respektive die Partnerin über dieselbe Religion, Nationalität oder 
politische Auffassung verfügt. Es zeigt sich hier jedoch eine subjektive Betrachtung, wenn 
die Autoren die Formulierung „Was für eine gute Ehe wichtig ist ...“ anstelle einer allgemein 
formulierten Frage nach relevanten Werten verwenden.  

Die Familie spielt für fast alle Befragten eine wesentliche Rolle. Insgesamt stimmen 96% 
zu, dass die Familie für sie wichtig oder sehr wichtig ist. Hierbei überwiegt die Zustimmung 

Abbildung 2: Erziehungsziele 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 123 
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zum traditionellen Familienmodell: 78% der Befragten geben an, dass ein Kind Vater und 
Mutter braucht, um glücklich zu sein. Zwei Drittel meinen, Eltern müssten ihr Bestes für ihre 
Kinder geben. Umgekehrt denken die Befragten auch, dass Kinder sich um ihre Eltern 
kümmern müssen. Dass Eltern jedoch per se Achtung verdienen, trifft auf immer weniger 
Zustimmung: Achtung bzw. Respekt wird stärker von dem Verhalten der Eltern abhängig 
gemacht. Eltern müssen es sich also verdienen. Diese Einstellung findet umso mehr 
Zustimmung, je eher die Befragten jung, gebildet und wenig religiös sind.  

Wichtig in der Erziehung ist den ÖsterreicherInnen, dass Kinder das Teilen und gute 
Manieren lernen. 62% denken, dass man das Lösen von Konflikten in der Familie lernt. Zu 
den großen Verlierern der Erziehungswerte zählen Ausdauer, Sparsamkeit und 
Verantwortungsgefühl.  

Es gibt im Jahr 2008 deutlich weniger Menschen, die Homosexualität ablehnen, doch 
zeitgleich auch viel mehr Befragte, die ihr positiv gegenüber stehen. Bedenklich ist, dass 
die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Beziehungen im Vergleich zu 1999 rückläufig ist. 
Die AutorInnen vermuten einen Zusammenhang mit Re-Traditionalisierungstendenzen. 
Auch lehnen die ÖsterreicherInnen mehrheitlich die Adoption von Kindern durch 
homosexuelle Paare ab.  

Abtreibung sieht die Mehrheit der ÖsterreicherInnen scheinbar nicht als Form der 
Geburtenkontrolle. Wenn der Grund der Abtreibung lediglich aufgrund eines fehlenden 
Kinderwunsches erfolgt, wird sie von 52% der Befragten abgelehnt. Es stimmen jedoch 
84% zu, dass eine Abtreibung sinnvoll ist, wenn das Leben der Mutter in Gefahr ist. Für 
viele ist es zudem nicht nachvollziehbar, ein Kind mit Behinderung zur Welt zu bringen.  

Zum Thema Geschlechterverhältnis zeigen sich positive Tendenzen. Die Berufstätigkeit 
von Frauen findet genauso Zuspruch wie Aussagen zu vermehrter Kindererziehung und 
Haushaltspflege durch Männer. Es gibt jedoch immer noch einen deutlichen Zuspruch zu 
traditionellen Vorstellungen.  

 

Religion  

Zu Beginn muss die Frage gestellt werden, wie die AutorInnen zu der Ansicht gelangen, 
dass Religion quer durch alle gesellschaftlichen Bereiche zum Thema wird. Die Bedeutung 
verorten die ForscherInnen wie folgt: [I]n der Politik im Kontext von religionsrechtlichen 
oder gesellschaftspolitischen Fragen; im Bildungssystem im Kontext der Fragestellungen 
rund um Integration und interkulturelles Zusammenleben. Selbst die Wirtschaft fragt nach 
Religion, wenn sie sich auf die Suche nach Werten begibt. Auch auf der Ebene der Person 
wird eine verstärkte Aufmerksamkeit zum Thema Religion wahrgenommen, welche der 
Zunahme spiritueller Geisteshaltungen zugeschrieben wird. Hier ist zu erwähnen, dass die 
Gleichsetzung von Spiritualität und Religiosität nicht zulässig ist. Es mag zwar durchaus 
viele Verbindungen dieser beiden Begriffe geben, doch jedem spirituellen Menschen per se 
Religiosität zu unterstellen, ist fragwürdig.  

Ein Zitat scheint an dieser Stelle angebracht: Auch wenn die Wertestudie aufgrund ihrer 
Genese ursprünglich einen stark kirchensoziologischen Zugang hat, ermöglichen die Daten 
einen […] personenorientierten Zugang. Zudem mag es interessant erscheinen, dass die 
Autoren, aufgrund dieses kirchensoziologischen Zugangs, der Studie das Potential 
absprechen, neue religiöse und spirituelle Bewegungen sowie anders-religiöse und anders-
konfessionelle Gruppen repräsentativ darzustellen.  
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In der aktuellen Studie schätzen sich etwa zwei Drittel der Österreicher und 
Österreicherinnen als religiös ein. 73% der Befragten glauben an einen Gott. Ein Drittel gibt 
an, nicht religiös zu sein; 4% geben sich sogar als AtheistInnen aus. Auch sind es etwa 
zwei Drittel der Befragten, die sich gelegentlich Zeit nehmen für Gebet, Meditation oder 
innere Einkehr. Frauen tun dies mehr als Männer, und ältere Menschen eher als junge. Es 
drängt sich die Frage auf, ob die AutorInnen Gebet und Meditation als dasselbe ansehen. 
Die Antwort darauf erhält man durch die so bezeichneten „überraschenden Ergebnisse“: 
Demnach hat jeder vierte Nichtreligiöse und jeder fünfte Atheist Zeit für Gebet oder 
Meditation; 15% der AtheistInnen und 45% der Nichtreligiösen finden sogar mindestens 
einmal jährlich Zeit für das Beten. Leider ist es bei den vorliegenden Daten nicht 
entscheidbar, ob es sich bei der Praxis dieser nicht an institutionalisierte Religion 
gebundenen Menschen um Beten oder Meditieren handelt, so die Autoren. Ob diese 
Ergebnisse auch überraschen, wenn man nicht davon ausgeht, dass Gebet und Meditation 
gleichzusetzen sind, darf bezweifelt werden.  

Deutlich besser gelungen ist dem Projektteam die Ermittlung der Gottesvorstellungen. 
Ganz allgemein lässt sich sagen, dass Gott von einer Mehrheit als distanziert, sprach- und 
wirkungslos wahrgenommen wird. Auch die Todesbilder sind heutzutage differenzierter: Es 
glauben etwa 51% an ein Leben nach dem Tod, während 37% der Befragten meinen, dass 
nach dem Tod alles aus ist. Auch die Zustimmung zu Reinkarnation nimmt zu.  

Interessant erweist sich die Einstellung von MigrantInnen zu dem Thema Religion, dessen 
Betrachtung jedoch keine Differenzierung nach dem Herkunftsland erfährt. Der Unterschied 
zur Mehrheitsbevölkerung ist nicht extrem ausgeprägt, so die AutorInnen. Für 24% ist Gott 
sehr wichtig; 69% nehmen sich manchmal Zeit für Gebet und Meditation. Eine Verquickung 
von Religion und Politik lehnen sie sogar stärker ab als die einheimischen Befragten.  

Eine weitere interessante Entwicklung stellt die Veränderung der Sozioreligiosität dar: Ihr 
zufolge war der Typus der Säkularen stets die stärkste Gruppe; im Jahr 2008 machen sie 
sogar beinahe die Hälfte der Befragten aus. Vor allem in den Bundesländern Tirol, 
Burgenland, Niederösterreich und Kärnten nahm deren Anzahl stark zu. In Wien blieb die 
Anzahl relativ stabil bei einer Abnahme von nur 2%. Stark abgenommen hat die Anzahl der 
Säkularen in Vorarlberg, und zwar um etwa 8%. Unter den 20-40-Jährigen nahm der Anteil 
der Säkularen stark zu und liegt bei etwa 60%. Der Anteil an ChristInnen ist unter ihnen 
dementsprechend niedrig. Zugleich vernehmen die AutorInnen auch Verschiebungen nach 
politischer Präferenz. Besonders die säkularen Jungen haben sich demnach der FPÖ 
zugewandt. Während die Lage der SPÖ stabil bleibt, sinkt die Anzahl der ChristInnen in der 
ÖVP um geringe 3% und liegt nun bei 38%.  

Besonders bedenklich ist – wie so oft – auch in dieser Studie die Gegenüberstellung von 
Politik und Religion. Das Motiv, diese zwei klar getrennten Welten einander gegenüber zu 
stellen, ist meist sehr fraglich. Es scheint in diesem Fall jedoch der Überzeugung zu 
entspringen, dass es die Religion ist, welche die Messlatte für moralische Werte bestimmt. 
Die wachsende Zustimmung unter allen Gruppen zur Aussage „PolitikerInnen, die nicht an 
Gott glauben, sind ungeeignet“ stellt die wohl bedeutendste Entwicklung dar. Ob diese 
theokratischen Züge auf, wie die AutorInnen formulieren, die Unzufriedenheit mit der Politik 
und dem Wunsch nach moralischen Instanzen zurückzuführen ist, oder ob hier ein 
islamophober Wunsch nach einer christlich-österreichischen Kulturidentität zum Ausdruck 
kommt, bleibt unklar.  

 

Abbildung 3: Sozioreligiosität 
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Abbildung 4: Religion und Politik 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 182 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 201 



 8 

Abschließend sei noch ein Beispiel für die anscheinend mangelnde Objektivität des 
Projektteams gegeben. ChristInnen und Säkulare unterscheiden sich der Studie zu Folge 
in drei Punkten signifikant: Scheidung wird wesentlich stärker abgelehnt, das heißt Ehe ist 
besser geschützt; Homosexualität wird schärfer abgelehnt, aber auch bei den Christ(inn)en 
wird hier die Ablehnung im Zeitvergleich schwächer. Euthanasie wird stärker abgelehnt, 
das heißt Menschenleben ist besser geschützt. Während die starke homophobe 
Ausprägung unter ChristInnen noch neutral bewertet wird, scheinen der vermeintliche 
Schutz von Ehe und Menschenleben große Zustimmung bei den AutorInnen zu finden. 
Mag der Schutz der Ehe noch als nachvollziehbar betrachtet werden, so wird doch 
zumindest die Ablehnung von Euthanasie mit der Bezeichnung „Schutz von 
Menschenleben“ bei säkularen bzw. nicht-gläubigen Menschen auf einen gewissen 
Widerstand stoßen: Die wertende Haltung hinter dieser Aussage ist offensichtlich.  

 

Politik  

Die AutorInnen stellen fest, dass die politischen Einstellungen der ÖsterreicherInnen sich 
dramatisch verändert haben. Stark gestiegene Fremdenfeindlichkeit und der Wunsch nach 
einem starken Mann an der Spitze des Staates sind nur zwei der Ergebnisse der hier 
behandelten Studie. Die Zunahme an fremdenfeindlicher Haltung in Österreich mag zwar 
kaum bezweifelt werden, doch wie weit der Interpretation des „starken Mannes“ zu trauen ist, 
wird im Folgenden noch zu prüfen sein.  

Interesse an Politik: Nach eigenen Angaben interessieren sich 18% der Befragten sehr, 
weitere 38% etwas für Politik. 44% der ÖsterreicherInnen interessieren sich demnach kaum 
bis gar nicht für dieses Thema. Zu den besonders Interessierten zählen erstlinig Männer, 
ältere Personen und sich als „links“ bezeichnende Menschen. Auch die Wertestudie 2008 
zeigt erneut, dass politisches Interesse mit Alter und Bildungsgrad ansteigt.  

Hohes Vertrauen genießen Institutionen wie das Gesundheitswesen, die Polizei und das 
Bildungs- sowie das Rechtssystem. Verwaltung, Kirche und Presse liegen im Mittelfeld. Am 
schlechtesten werden naturgemäß die Institutionen bewertet, die medial häufig moniert 
werden. Darunter befinden sich NATO, UNO, EU, die Regierung und, als Schlusslicht, die 
politischen Parteien.  

Die Zufriedenheit der ÖsterreicherInnen mit der Demokratie hat stark abgenommen. Nur 4% 
sind sehr zufrieden; etwa die Hälfte ist zufrieden. In Summe sind jedoch 46% der 
ÖsterreicherInnen unzufrieden mit der Art und Weise, „wie die Demokratie in Österreich 
funktioniert“. Besonders zufrieden sind mitunter Menschen mit hoher Bildung und jene mit 
hohem Einkommen sowie Nicht-Berufstätige. Besonders unzufrieden sind hingegen 
Unglückliche, politisch Desinteressierte und FPÖ-SympathisantInnen bzw. Menschen, die 
sich als politisch „rechts“ einordnen. Auch erwähnen die Autoren Menschen ohne 
Religionsbekenntnis als mit der Demokratie unzufrieden. Es sind demnach vor allem drei 
Gruppen, die mit der Demokratie in Österreich unzufrieden sind: Menschen, die 
Zuwanderung verbieten wollen, Personen, die sich dem politisch rechten Lager zuordnen, 
und solche, die mit ihrer allgemeinen persönlichen Lebenssituation nicht zufrieden sind.  

Dennoch sind 83% der Befragten der Ansicht, dass man ein demokratisches politisches 
System haben sollte. 7% widersprechen dieser Aussage. 88% meinen sogar, dass die 
Demokratie besser ist als jedes andere politische System; nur 3% widersprechen dem. 
Zudem muss die Frage gestellt werden, was die meisten Befragten unter „Zufriedenheit mit  
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Abbildung 5: Demokratiezufriedenheit 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 221 
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dem demokratischen System“ verstehen. Es ist fraglich, ob sich die Mehrheit der 
ÖsterreicherInnen mit anderen politischen Systemen als der Demokratie auseinandergesetzt 
haben, um einen entsprechenden Vergleich ziehen zu können. Wahrscheinlicher ist, dass 
die befragten Personen ihren Unmut über die jeweilige Regierung bzw. ihre Erfahrung mit 
den bisherigen Regierungen zum Ausdruck bringen. Erkennbar wird dies mitunter an den 
inhaltlichen Einwänden: Ihnen zufolge seien Demokratien entscheidungsschwach und es 
gäbe zuviel Streit.  

Ein weiterer interessanter Aspekt bezüglich der Unzufriedenheit mit der Demokratie ist die 
Frage nach den Zielen für Österreich. Diese lässt einen weiteren Einblick in die 
Gedankenwelt der ÖsterreicherInnen zu: 52% der Befragten wünschen sich mehr Einfluss 
der BürgerInnen auf Regierungsentscheidungen. Dass diese hohe Zustimmung mitunter ein 
Grund für Unzufriedenheit mit dem vorherrschenden politischen System ist, erscheint den 
Autoren jedoch nicht als relevant. Dabei sollte gerade der Mitgestaltungswunsch in 
Anbetracht der oft vernommenen Politikverdrossenheit von großem Interesse sein. 

 

 

 

 

Es können sich etwa 21% aller Befragten einen starken Führer bzw. eine starke Führerin 
vorstellen, der oder die sich weder um das Parlament, noch um Wahlen kümmern muss. 
Dies bedeutet eine Steigerung von 6% im Vergleich zu 1999. Doch bei näherer Betrachtung 
erscheinen diese Werte als unglaubwürdig. Sich weder um Parlament, noch um Wahlen 
kümmern zu müssen, bedeutet nicht zwangsläufig, eine Diktatur zu errichten. Hier kann 
durchaus der Wunsch der Befragten nach einer starken politischen Führungspersönlichkeit 
zum Ausdruck kommen: Einer Person, die politische klare Linien vorgibt und diese 
konsequent befolgt. Ein demokratisches System mit demokratischen Prozessen stellt keinen 
Widerspruch dazu dar. Dafür spricht auch das Ergebnis, dass die politische Präferenz der 
Befragten keinen Einfluss auf das Zustimmungsverhalten nimmt: selbst FPÖ-
SympathisantInnen bevorzugen den starken Führer nur zu 22%. Des Weiteren ist es 

Abbildung 6: Politische Ziele für Österreich 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 227 
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interessant, dass die AutorInnen der Studie keine Erklärung dafür liefern, dass sich zum 
einen jeder fünfte Österreicher für einen starken Führer ausspricht, jedoch „nur“ 7% gegen 
ein demokratisches System. Auch ist es eine Minderheit von 6%, die eine Regierung durch 
das Militär befürwortet.  

Ein Ergebnis, das für die AutorInnen ebenfalls ein Grund zur Sorge ist, stellt die Zustimmung 
zur Aussage, „Experten und nicht die Regierung sollten darüber entscheiden, was für das 
Land das Beste ist. 51% stimmen dieser Aussage zu, etwa 4% weniger als im Jahr 1999. 
Und auch wenn die Bedeutung dieser Aussage eindeutig ist, so kann sie dennoch nicht per 
se als antidemokratisch gewertet werden. Die Variante, dass die Befragten darunter lediglich 
die Einbeziehung von ExpertInnen oder die Einsetzung von PolitikerInnen mit Fachexpertise 
verstehen, stellt beispielsweise ebenfalls eine mögliche Interpretation dar. Dementsprechend 
ist zwar der Einschätzung des Projektteams zuzustimmen, dass mehr als 50% der 
ÖsterreicherInnen eine massive Kritik am System Politik hegen, doch ist die Interpretation 
anhand dieser Daten nicht aussagekräftig.  

Besonders autoritär zeigen sich der Studie zufolge Menschen über 60 Jahren. Nach 
parteipolitischer Präferenz weisen sich speziell FPÖ- und SPÖ-SympathisanInnen als 
autoritär aus. Hier muss beachtet werden, dass Autorität meist mit Respekt bzw. 
Respektsperson gleichgesetzt wird, und diese Werte daher auch oft den Wunsch nach mehr 
Respekt gegenüber Autoritätspersonen widerspiegeln. Erkennbar ist dieses potentielle 
Missverständnis bei so mancher Frage zum Index Autoritarismus:  

 

 

 

 

 

Das Thema Zuwanderung spielt zunehmend eine bedeutende Rolle in Österreich. Etwa 42% 
der Befragten meint, diese sei gutzuheißen, solange genügend Arbeitsplätze zur Verfügung 
stehen. Genau so viele Menschen denken, dass Zuwanderung beschränkt werden müsste. 
Nur 6% meinen, Zuwanderung sei grundsätzlich gutzuheißen, und etwa 7% der Menschen 

Abbildung 7: Index - Autoritarismus 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 235 
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vertreten die Ansicht, dass Zuwanderung komplett verboten werden müsse. 69% der 
ÖsterreicherInnen geben an, dass MigrantInnen ihrer Ansicht nach für das Steigen der 
Kriminalität verantwortlich zu machen seien. Beinahe so viele meinen, Zuwanderer würden 
das Sozialsystem belasten, und 56% denken, dass die Zuwanderung zu einer Bedrohung für 
die Gesellschaft wird. Zudem vertreten 65% der Befragten die Meinung, dass es heute zu 
viele Zuwanderer in Österreich gibt. Auch gibt die Hälfte an, sich aufgrund der Anzahl der 
MigrantInnen manchmal wie ein Fremder in Österreich zu fühlen. Anhand dieser Fakten 
halten die AutorInnen fest, dass das Klima in Österreich als fremdenfeindlich eingestuft 
werden kann.  

Der Index „AusländerInnenfeindlichkeit“ ist neben der Frage, welche Personengruppe man 
nicht gerne zum Nachbarn hätte, einer der Aspekte der Studie, die besonders relevante 
Ergebnisse liefern sollen. Beide verdienen daher eine nähere Betrachtung. Zunächst der 
Index: Die Forderung nach einer Anpassung des Lebensstils als fremdenfeindlich 
anzuführen ist zwar durchaus legitim, wird aber vermutlich auf wenig Zustimmung stoßen. 
Auch kann die Verwendung des Begriffs „AusländerInnen“ dazu führen, dass selbst 
zuwanderungsfreundliche Menschen den vermeintlich fremdenfeindlichen Items zustimmen 
müssen. Denn bei genauerer Betrachtung stellt sich die Frage, weshalb ein Mensch, der 
AusländerInnen – also Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft – politisches 
Engagement abspricht und bei Arbeitsknappheit im Land eine Kündigung respektive einen 
Landesverweis zumutet, als fremdenfeindlich kategorisiert wird.  

 

 

 

 

 

Dass Fremdenfeindlichkeit eines der größten Probleme unserer Zeit ist, soll nicht 
angezweifelt oder relativiert werden. Auch dass die Formulierungen mehrheitlich so 
verstanden wurden, wie von den AutorInnen gewünscht, soll in keinster Weise in Frage 
gestellt werden. Dennoch führt eine schlecht formulierte Frage in der Regel zu schlechten 
Daten. Und diese wiederum führen meist zu ungenauen oder gar falschen Interpretationen.  

So geschehen bei der Frage nach Personengruppen, die man nicht gerne zum Nachbarn 
hätte. Eine Frage dieser Art lässt keine gültigen Schlüsse darauf zu, welche 
Menschengruppen nicht toleriert oder gar abgelehnt werden. Um festzustellen, ob 
beispielsweise Rechtsextreme abgelehnt oder Juden und Jüdinnen akzeptiert werden, 
bedarf es einer anderen Fragestellung.  

Abbildung 8: Fremdenfeindlichkeit 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 239 
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Auch zu beachten sind die rasante Zustimmungssteigerung zum Kampf gegen Preise. Hier 
könnte womöglich ein regressives Verhalten aufgrund wirtschaftlicher Veränderungen zum 
Ausdruck kommen: materielle Grundbedürfnisse werden nicht mehr in ausreichendem Maße 
gedeckt und erlangen somit wieder einen höheren Stellenwert.  

Das wirtschaftspolitische Denken der ÖsterreicherInnen hat sich erstaunlich verändert. So 
meinen beispielsweise 74% der Befragten, dass Einkommensunterschiede verringert werden 
sollten. 37% stimmen der Aussage zu, dass man Wohlhabenden etwas wegnehmen darf, um 
es an Bedürftige zu verteilen. Mehr als die Hälfte der ÖsterreicherInnen meint, „wenn wir alle 
ein bisschen verzichten würden, gäbe es bald keine Armut mehr“. Was hier zum Ausdruck 
kommt, ist das Verlangen nach Absicherung. Umverteilungswünsche und dergleichen richten 
sich oftmals an andere, meist besser betuchte Menschen.  

Generell konstatieren die AutorInnen eine tiefe Glaubwürdigkeits- und Vertrauenskrise der 
ÖsterreicherInnen gegenüber dem hiesigen Wirtschaftssystem. Weiters halten sie fest, dass 
sich die Bevölkerung vermutlich nach einem sozial verträglichen Kapitalismus sehnt, und 
dementsprechend eine Balance zwischen staatlicher Kontrolle und wirtschaftlicher Freiheit 

Abbildung 9: Intoleranz 

Friesl, C. / Polak, R. / Hamachers-Zuba, U. (Hg.) (2009): Die Österreicher 
innen. Wertewandel 1990-2008, Wien, Czernin Verlag, S. 265 
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für erstrebenswert hält. Der Staat wird also zwar stärker in die Pflicht genommen, blind 
vertraut wird ihm deshalb aber noch lange nicht.  

 

5 Wertetypen 

Aufgrund ihrer Forschungsergebnisse und der entsprechenden Interpretationen entwickelten 
die Herausgeber der Studie fünf unterschiedliche Wertetypen, die im Folgenden kurz 
umrissen dargestellt werden sollen: 

�  „Ichbezogene Autoritäre“: Sie bilden die größte Gruppe und sind stark autoritär, 
individualistisch und fremdenfeindlich. Weniger gebildete Menschen sind hier stark 
überrepräsentiert. KärntnerInnen und FPÖ-SympathisantInnen sind in dieser Gruppe 
ebenfalls stark vertreten.  

�  „Enttäuschte PragmatikerInnen“: Diese Gruppe ist den Autoritären ähnlich, allerdings auf 
niedrigerem Niveau. Sie sind sehr individualistisch und klar fremdenfeindlich. Junge 
Menschen und Personen mit mittlerer Bildung und geringer Gläubigkeit finden sich eher in 
dieser Gruppe wieder. Dies trifft auch auf SPÖ- und BZÖ-SympathisantInnen zu.  

�  „Familienzentrierte Konservative“: Die Personen dieser Gruppe verfügen nur über eine 
relativ geringe Bildung. Unter ihnen befinden sich häufig BurgenländerInnen, 
VorarlbergerInnen, ÖVP-SympathisantInnen und Menschen mit Migrationshintergrund.  

�  „Brave BürgerInnen“: Diese Personengruppe ist nur gering autoritär und individualistisch 
geprägt. Ihre Mitglieder verfügen über ein höheres Maß an Bildung und sind häufig als 
ÖVP-SympathisantInnen zu identifizieren.  

�  „Liberale IdealistInnen“: Menschen dieser Zugehörigkeit weisen die geringsten autoritären 
und fremdenfeindlichen Züge auf. Sie sind meist sehr jung und verfügen über Matura- oder 
Studienabschluss. Viele von ihnen sind WienerInnen und Menschen mit 
Migrationshintergrund. Auch eine Nähe zu den Grünen ist oftmals vorhanden.  

 

Resümee  

Aussagen zur klassischen Hausfrauen- und Mutterrolle finden wieder stärker Zustimmung; 
Fremdenfeindlichkeit steigt. Ergebnisse wie diese, die auch publiziert wurden, entstanden 
aus den Interpretationen des Projektteams und sorgen für große Bedenken. Doch Anlass für 
Entsetzen ist nicht gegeben: Im schlimmsten Fall ist die Zustimmung zu autoritären, 
fremdenfeindlichen oder sexistischen Werten so hoch wie bisher. Das darf zwar ein Grund 
zur Sorge sein, eine drastische Verschlechterung stellt es jedoch nicht dar.  

Einen großen Kritikpunkt stellt der von dem Projektteam verwendete Fragebogen dar. Dazu 
ist zu sagen, dass viele der vorgegebenen Antworten schlicht und ergreifend zu wenig 
Auswahlmöglichkeit bieten oder zu vage formuliert sind. Auch die Formulierung der Fragen 
lässt oft zu wünschen übrig: So ist es, wie zuvor bereits geschildert wurde, des Öfteren der 
Fall, dass Reizwörter verwendet und Fragen vage und ungenau formuliert wurden, oder gar 
das Ziehen von Rückschlüssen aufgrund der Formulierung nicht zulässig ist. Zudem wird 
beispielsweise bei der Frage, für wie spirituell man sich selbst hält, darauf verwiesen, dass 
die eigene Religiosität keine Rolle spielt. Bei der Interpretation scheint dieses Detail den 
AutorInnen nicht mehr relevant zu sein, und so setzen sie Spiritualität und Religiosität mehr 
oder minder gleich.  
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Zur Ermittlung des Glaubens wählen die Autoren Fragen nach der Existenz des Himmels, 
der Hölle oder auch der Sünde. Ob Begriffe wie Sünde überhaupt in einem religiösen 
Kontext verstanden werden, scheint im Rahmen der Studie nicht von Interesse zu sein. 
Weiters bleibt unklar, weshalb die Befragten über Details ihres Lebens im Alter von 14 
Jahren befragt wurden, oder weshalb sie zweimal angeben sollten, ob sie österreichische 
Staatsbürger sind.  

Über ihr Werk urteilen die AutorInnen selbst wie folgt: Die Europäische Wertestudie 2008 hat 
für den österreichischen Kontext klare Ergebnisse zutage gefördert: Das Interesse an Politik 
ist im Sinken begriffen, das Vertrauen in die Demokratie ist teilweise erschüttert, lange 
etablierte und zentrale Institutionen der Republik sind mit einem teils massiven 
Vertrauensverlust konfrontiert und in Ansätzen ertönt sogar der Ruf nach einem/einer 
starken Mann/Frau. Dieser deutlich milder formulierten Einschätzung zur österreichischen 
Wertewelt kann wohl durchaus zugestimmt werden.  

Es bleibt zu erwähnen, dass die Studie zwar sehr 
interessante Ergebnisse liefert, wenn auch aufgrund 
mangelhafter Methodik nicht alle vorbehaltlos 
angenommen werden können. Bedeutender werden die 
Daten jedoch gewiss bei Betrachtung der 
Forschungsergebnisse der europäischen Partner werden. 
Der internationale Vergleich wird jedoch vermutlich erst ab 
Ende 2010 erhältlich sein.  
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